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Stellungnahme des Saarlands zum Entwurf der 13. Verordnung  
zur Änderung der Abwasserverordnung 
 
 
 

Sehr geehrter Herr  
 
vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Entwurf der 13. Verordnung zur 
Änderung der Abwasserverordnung im Kontext der Länderbeteiligung.  

Nachfolgend sind unsere Stellungnahme zu dem Verordnungsentwurf und Angaben zum 
Erfüllungsaufwand angefügt.  
 
Stellungnahme 

 
Anhang 22 
 
Der vorliegende Referentenentwurf zur Neufassung des Anhangs 22 entspricht im We-
sentlichen dem Entwurf vom 25.06.2021. 
 
Zu Abschnitt I Teil A Abs.2 
Die bisher in Teil A Abs.2 bestehende und mit dem vorliegenden Entwurf fortgeführte 
Ausnahme von Indirekteinleitungen von weniger als 10 m3 je Tag aus dem Anwendungs-

bereich des Anhangs 22 ist grundsätzlich zu überprüfen. Es ist nicht ersichtlich, weshalb 
für Abwasser aus der chemischen Industrie, das naturgemäß eine Vielzahl verschiedener 
Stoffe mit unterschiedlichsten Eigenschaften enthalten kann, weiterhin eine im Vergleich 
zu anderen Anhängen der AbwV ungewöhnlich hohe Bagatellgrenze gelten soll, die unter  
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anderem zur Folge hat, dass entsprechende Einleitungen nicht der Genehmigungspflicht 

nach § 58 Abs. 1 WHG unterfallen. Die Fortführung dieser Ausnahmeregelung steht auch 
in Widerspruch zur Aufnahme des – wie es in der fachlichen Begründung heißt – 
„Schutzziel[s] Kläranlage bzw. biologische Endbehandlung“ in Abschnitt I Teil B Abs. 1 
Nr. 4 des Entwurfs. 
 
Zu Abschnitt I Teil D  
Gemäß Abschnitt I Teil D Abs. 2 Satz 1 bzw. Abs. 3 Satz 1 des aktuellen Entwurfs sind für 
den Parameter AOX bzw. für eine Reihe von Schwermetallen „in der wasserrechtlichen 
Erlaubnis“ Begrenzungen festzulegen. Im Unterschied dazu findet sich sowohl in der gel-
tenden Fassung des Anhangs 22 als auch im Entwurf vom 25.06.2021 an den betreffen-
den Stellen der allgemeinere Begriff „wasserrechtliche Zulassung“. Da die Bestimmungen 
nach Teil D vor Vermischung einzuhalten und entsprechende Festlegungen somit auch im 
Fall einer Indirekteinleitgenehmigung nach § 58 WHG zu treffen sind, sollte die bisherige 

Formulierung beibehalten werden.  
 
Angaben zum Erfüllungsaufwand 

 
Nach unserer Kenntnis unterfallen derzeit im Saarland keine Anlagen bzw. Abwasserein-
leitungen den Anhängen, die im Entwurf der 13. Verordnung zur Änderung der Abwasser-
verordnung geändert werden. Aus dem vorliegenden Referentenentwurf ergibt sich daher 
weder für die Verwaltung noch für die Wirtschaft des Landes ein zusätzlicher Erfüllungs-
aufwand. Aus diesem Grund wird von einer weitergehenden Bewertung des Entwurfs ab-
gesehen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 
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